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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. März 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übrigen 
erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu entneh- 
men. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Zweite Verbrauchsteuerände- 
rungsgesetz vom 16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1323) wird wie folgt geändert: 


1. § 37 erhält folgende Fassung: 

«§ 37 

(1) Obstgemeinschaftsbrennereien sind Ver- 
schlußbrennereien, die von einer Gemeinde, 
einer Genossenschaft oder einem Verein be- 
trieben werden und in denen Branntwein aus- 
schließlich aus den in § 27 bezeichneten Stoffen 
hergestellt wird, die die Teilnehmer selbst ge- 
wonnen haben. Dieser Branntwein gilt als 
innerhalb des Brennrechts hergestellt, wenn aus 
den Stoffen eines Teilnehmers in einem Be- 
triebsjahr nicht mehr als 300 Liter Weingeist 
erzeugt werden. 

(2) Von Personen, die zu einem gemein- 
samen Haushalt gehören, ist nur eine Person, in 
der Regel der Haushaltsvorstand, berechtigt, 
an einer Obstgemeinschaftsbrennerei teilzuneh- 
men; sie dürfen Obststoffe anderweit nicht zu 
Branntwein verarbeiten. 

(3) Wer Stoffe liefert, die in einer Obst- 
gemeinschaftsbrennerei nicht verarbeitet wer- 
den dürfen, verliert damit die Berechtigung, 
Branntwein in einer Obstgemeinschaftsbrenne- 
rei herzustellen. Die zu seinem Haushalt gehö- 
renden Personen dürfen nicht an seine Stelle 
treten; er und diese Personen dürfen Brannt- 
wein auch nicht unter Abfindung herstellen. 
Branntwein, der aus Stoffen eines Teilnehmers 
hergestellt worden ist, nachdem dieser die Be- 
rechtigung verloren hat, gilt als außerhalb des 
Brennrechts hergestellt. Der Bundesminister der 
Finanzen oder die von ihm bestimmte Stelle 
kann auf Antrag die Berechtigung wieder zu- 
erkennen, wenn nicht der Teilnehmer oder eine 
zu seinem Haushalt gehörende Person im Zu- 
sammenhang mit dem Verlust wegen vollende- 
ter oder versuchter Monopolhinterziehung mit 
Gefängnis bestraft worden ist. 

(4) Eine Obstgemeinschaftsbrennerei, in der 
andere als selbstgewonnene Obststoffe zu 


Branntwein verarbeitet werden, wechselt die 
Brennereiklasse. Diese Folge tritt nicht ein, 
wenn die Verarbeitung bei Anwendung der ge- 
botenen Sorgfalt nicht verhindert werden 
konnte." 


2. § 41 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Text zu Nummer 3 wird ein Beistrich 
angefügt. 

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. Obstgemeinschaftsbrennereien (§ 37) 

aus den Stoffen eines Teilnehmers ins- 
gesamt 30 Hektoliter Weingeist". 

3. § 51 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Reichs- 
monopolverwaltung" durch das Wort „ Bun- 
desmonopolverwaltung " ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Sicherstellung ist dem Betroffenen 
mitzuteilen, wenn er bekannt ist. Der Betrof- 
fene kann innerhalb einer Woche, nachdem 
er von der Sicherstellung Kenntnis erlangt 
hat, dagegen Beschwerde einlegen. Er ist 
hierüber sowie über die Behörde, bei der 
die Beschwerde anzubringen ist, zu be- 
lehren." 

4. § 51 c wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift sowie in den Absätzen 1, 
2 und 7 wird das Wort „Reichs" jeweils 
durch „Bundes" ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist hinsichtlich dieser Sachen Steuerhinter- 
ziehung, Monopolhinterziehung, Bannbruch, 
Steuerhehlerei oder Monopolhehlerei be- 
gangen worden, so finden die Vorschriften 
dieses Paragraphen nur Anwendung, wenn 
die Sachen nicht eingezogen werden." 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist der Betroffene unbekannt, so erfolgt die 
Bekanntgabe im Wege der öffentlichen Zu- 
stellung nach § 15 Abs. 2 und 3 des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) oder nach 
dem Ermessen der Behörde in anderer 
Weise." 
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d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Gegen die Verfügung, durch die das 
Hauptzollamt den Eigentumsübergang an- 
ordnet, kann der Betroffene bis zum Ablauf 
einer Woche, von der Bekanntgabe an ge- 
rechnet, Beschwerde einlegen. Es ist hier- 
über sowie über die Behörde, bei der die 
Beschwerde anzubringen ist, zu belehren." 

e) Als Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Die Oberfinanzdirektion kann zulas- 
sen, daß von der Überführung in das Eigen- 
tum des Bundes abgesehen wird, oder die 
Gegenstände den Betroffenen unentgeltlich 
zurückgegeben werden, wenn ihr die Über- 
führung in das Eigentum des Bundes nach 
Lage des einzelnen Falles als besondere 
Härte für die Betroffenen erscheint und 
wenn eine Hinterziehung nicht vorliegt." 

5. § 69 erhält folgende Fassung: 

„§ 69 

An Stelle des Betriebszuschlags nach § 68 
wird Obstgemeinschaftsbrennereien, wenn der 
Branntwein als innerhalb des Brennrechts her- 
gestellt gilt, sowie Abfindungsbrennereien, 
Stoffbesitzern und Verschlußkleinbrennereien 
mit einer Jahreserzeugung von nicht mehr als 
vier Hektoliter Weingeist ein Betriebszuschlag 
von 100 Hundertteilen, den übrigen Kleinbren- 
nereien ein Betriebszuschlag von 30 Hundert- 
teilen des Branntweingrundpreises gewährt." 

6. § 70 wird gestrichen. 

7. § 72 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zuschläge sind auch für den gleichen 
Branntwein festzusetzen, der in Obstgemein- 
schaftsbrennereien als innerhalb des Brenn- 
rechts hergestellt gilt." 

8. § 73 a wird gestrichen. 

9. § 79 erhält folgende Fassung: 

„§ 79 

(1) Der Branntweinaufschlag für ein Hekto- 
liter Weingeist besteht in dem Unterschied 
zwischen dem regelmäßigen Branntweinver- 
kaufspreis und dem Branntweingrundpreis, 
vermindert um den Durchschnittsbetrag der 
Kosten, die die Bundesmonopolverwaltung 
durch die Nichtübernahme des Branntweins er- 
spart. Der Bundesminister der Finanzen setzt 
den Durchschnittsbetrag jährlich durch Rechts- 
verordnung fest; er kann die Festsetzung der 
Bundesmonopolverwaltung durch Rechtsverord- 
nung übertragen. 


(2) Der Branntweinaufschlag vermindert sich 

1. für Branntwein, der in einer Abfin- 
dungsbrennerei oder von einem Stoff- 
besitzer innerhalb einer monopol- 
begünstigten Erzeugungsgrenze oder 
in einer Verschlußbrennerei mit einer 
Jahreserzeugung bis vier Hektoliter 
Weingeist hergestellt ist oder in einer 
Obstgemeinschaftsbrennerei als inner- 
halb des Brennrechts hergestellt gilt, 
auf 925 Deutsche Mark, und, soweit 
er aus Steinobst, Beeren oder Enzian- 
wurzeln hergestellt ist, auf 900 Deut- 
sche Mark, 

2. für Branntwein, der in anderen als 
den in Nummer 1 genannten Ver- 
schlußbrennereien innerhalb des 
Brennrechts hergestellt ist oder als 
innerhalb des Brennrechts hergestellt 
gilt, für die Erzeugung 

bis zu 100 Hektoliter 
Weingeist um 15 Hundertteile 

über 100 bis zu 200 Hektoliter 

Weingeist um 10 Hundertteile 

über 200 bis zu 300 Hektoliter 

Weingeist um 5 Hundertteile 

des Branntweingrundpreises. 

(3) Der Branntweinaufschlag erhöht sich für 
Branntwein, der in Verschlußbrennereien inner- 
halb des Brennrechts hergestellt ist oder als 
innerhalb des Brennrechts hergestellt gilt, für 
die Erzeugung von 


mehr als 

600 bis 

1 000 Hektoliter Weingeist 
um 1,5 Hundertteile 

mehr als 

1 000 bis 

1 400 Hektoliter Weingeist 
um 3 Hundertteile 

mehr als 

1 400 bis 

1 800 Hektoliter Weingeist 
um 4,5 Hundertteile 

mehr als 

1 800 bis 

2 200 Hektoliter Weingeist 
um 6 Hundertteile 

mehr als 

2 200 bis 

2 600 Hektoliter Weingeist 
um 7,5 Hundertteile 

mehr als 

2 600 bis 

3 000 Hektoliter Weingeist 
um 9 Hundertteile 

mehr als 

3 000 bis 

5 000 Hektoliter Weingeist 
um 10,5 Hundertteile 

mehr als 

5 000 bis 10 000 Hektoliter Weingeist 
um 12 Hundertteile 

mehr als 10 000 

Hektoliter Weingeist 
um 15 Hundertteile 


des Branntweingrundpreises. 


(4) Für Branntwein, der in gewerblichen 
Brennereien — außer in den Fällen des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 — hergestellt ist, erhöht sich der 
Branntweinaufschlag, der sich aus den Absät- 
zen 1 bis 3 ergibt, um drei Hundertteile des 
Branntweingrundpreises. 
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(5) Für Branntwein, der in Obstverschluß- 
brennereien außerhalb des Brennrechts her- 
gestellt ist oder als außerhalb des Brennrechts 
hergestellt gilt, erhöht sich der Branntwein- 
aufschlag um 20 Hundertteile des Branntwein- 
grundpreises. 

(6) Der Branntweinaufschlag für ein Hekto- 
liter Weingeist entspricht dem regelmäßigen 
Verkaufspreis 

1. für Branntwein, der — außer in den 
Fällen des Absatzes 5 im Uber- 
brand hergestellt ist, 

2. für Branntwein, der — außer in den 
Fällen des Absatzes 5 — außerhalb 
einer monopolbegünstigten Erzeu- 
gungsgrenze gewonnen ist, und 

3. für Branntwein, der entgegen der Ab- 
lieferungspflicht nicht abgeliefert 
worden ist. 

(7) Die Beträge, die sich nach den Absätzen 
2 bis 5 ergeben, werden auf volle Pfennige nach 
unten gerundet. 

(8) In den Fällen des Absatzes 5 wird für 
den in einem Betriebsjahr erzeugten Brannt- 
wein auf Antrag der Branntweinaufschlag inso- 
weit erlassen oder erstattet, als er höher ist 
als der Monopolausgleich (§ 152 Abs. 1 Satz 1), 
der für eine gleiche Menge Branntwein zu be- j 
rechnen gewesen wäre." 

10. Hinter § 79 wird folgender § 79 a eingefügt: 

„§ 79 a 

Von dem in Obstgemeinschaftsbrennereien er- 
zeugten Branntwein bleiben zehn Hundertteile 
vom Branntweinaufschlag befreit, wenn der 
Branntwein als innerhalb des Brennrechts her- 
gestellt gilt und an den einzelnen Teilnehmer 
bis zu einer Höchstmenge von 30 Liter Wein- 
geist im Betriebsjahr zum Eigenverbrauch ab- 
gegeben wird." 

11. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift vor § 99 und in § 99 
Abs. 1 wird das Wort „Reichsmonopolver- 
waltung" jeweils durch das Wort „Bundes- 
monopolverwaltung" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

12. Hinter § 103 wird folgender § 103 a eingefügt: 

„§ 103 a 

: 

(1) Bei der Herstellung von Trinkbrannt- | 
wein ist die Verwendung von Wein, weinhal- j 
tigen und weinähnlichen Getränken mit einem 
durch den Zusatz von Branntwein verstärkten 
Weingeistgehalt und von Grundstoffen, die aus 
solchen Erzeugnissen hergestellt sind, unter- ■ 


sagt. Das gilt nicht für die Herstellung von 
Weinbrand und Weinbrandverschnitt. § 16 des 
Weingesetzes vom 25. Juli 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 356) bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Ausnahmen 
zuzulassen, wenn die in Absatz 1 bezeichneten 
Erzeugnisse zur Geschmacksabrundung verwen- 
det werden und die darin enthaltene Wein- 
geistmenge 5 Hundertteile des Weingeist- 
gehaltes des Fertigerzeugnisses nicht über- 
steigt." 

13. Hinter § 116 wird folgender § 117 eingefügt: 

„§ 117 

Aufwendungen für die Stillegung von Brenne- 
reien 

(1) Besitzern von Verschlußkleinbrennereien 
und Abfindungsbrennereien zahlt die Bundes- 
monopolverwaltung nach Abmeldung ihrer 
Brennerei und Entfernung der Brenngeräte auf 
Antrag eine Beihilfe. Sie bemißt sich nach der 
Weingeistmenge, die der Brennereibesitzer in 
den letzten zehn Betriebsjahren vor der Abmel- 
dung auf eigene Rechnung im Jahresdurch- 
schnitt erzeugt hat. Sie beträgt 20 Deutsche 
Mark, bei Brennereien mit einer Erzeugungs- 
grenze von fünfzig Liter Weingeist 40 Deutsche 
Mark je Liter Weingeist, mindestens aber 500 
und höchstens 5000 Deutsche Mark. 

(2) An Stelle von Brennereien, für die nach 
Absatz 1 eine Beihilfe gezahlt worden ist, dür- 
fen andere Brennereien nicht errichtet werden." 

14. § 121 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Wort „Inland" durch 
das Wort „Monopolgebiet "ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden hinter dem Wort 
„Monopolbehörde" die Worte „die geschul- 
dete Branntweinsteuer oder " eingefügt. 

15. § 123 erhält folgende Fassung: 

„§ 123 
Einziehung 

(1) Ist eine Monopolhinterziehung (§ 119) 
begangen worden, so können 

1. der Branntwein und die Branntwein- 
erzeugnisse, auf die sich die Hinter- 
ziehung von Monopoleinnahmen be- 
zieht, sowie die Umschließungen, 

2. die Gegenstände, die zur Begehung 
der Tat gebraucht worden oder be- 
stimmt gewesen sind, 

ganz oder teilweise eingezogen werden. § 414 
Abs. 2 bis 4 der Reichsabgabenordnung gilt ent- 
sprechend. 
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(2) Für die Einziehung des Wertersatzes, die 
Entschädigung und die Wirkung der Einziehung 
gelten die Vorschriften der §§ 414 a bis 415 der 
Reichsabgabenordnung entsprechend. " 

16. In § 124 Abs. 3 wird Satz 1 gestrichen. 

17. In § 129 Abs. 1 werden die Worte „in der 
Fassung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 17)" gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der Bundesmonopolver- 


waltung die Monopolverwaltung für Branntwein 
beim Landesfinanzamt Berlin und an die Stelle des 
Bundesmonopolamts das Monopolamt beim Landes- 
finanzamt Berlin treten. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
Artikel 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1964 in Kraft. 
Artikel 1 Nr. 9, soweit die Höhe des Branntweinauf- 
schlags für Branntwein bestimmt wird, der in einer 
Abfindungsbrennerei, von einem Stoffbesitzer, in 
einer Verschlußbrennerei mit einer Jahreserzeugung 
bis vier Hektoliter Weingeist oder in einer Obst- 
gemeinschaftsbrennerei hergestellt ist (§ 79 Abs. 2 
Nr. 1), tritt am 1. Oktober 1963 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Schwerpunkte des Gesetzentwurfs liegen in der 
Neufassung der Vorschrift des § 79 BranntwMonG 
über die Bemessung des Branntweinaufschlags und 
in der Einfügung eines § 103 a, der ein Verbot der 
Verwendung von aufgespriteten Weinen, weinhal- 
tigen und weinähnlichen Getränken bei der Her- 
stellung von Trinkbranntwein vorsieht. 

a) Bei der Bemessung des Branntweinaufschlags 
wurden bis zum Jahre 1945 die betrieblichen 
Verhältnisse der Brennereien dadurch berück- 
sichtigt, daß der individuelle, für jede Brennerei 
errechnete Ubernahmepreis mit bestimmten Zu- 
schlägen und Abzügen in die Berechnungsgrund- 
lagen einbezogen war. Das führte zu einer um- 
ständlichen Berechnung, einer Vielzahl von 
Branntweinaufschlagsätzen (etwa 80) und zu er- 
heblicher Verwaltungsarbeit. Durch die Verord- 
nung zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 7. Dezember 1944 
(RGBl. I S. 336) wurde diese Regelung aus 
kriegsbedingten Gründen und zur Verwaltungs- 
vereinfachung aufgehoben und der Branntwein- 
aufschlag auf 3 Sätze zurückgeführt, einen nor- 
malen Satz (z. Z. 1067 DM/hl) und ermäßigte 
Sätze für den unter Abfindung oder in Ver- 
schlußkleinbrennereien mit einer Jahreserzeu- 
gung bis zu vier Hektoliter hergestellten Brannt- 
wein (je nach Art der verwendeten Rohstoffe, 
z. Z. 1003 und 1027 DM/hl). 

Diese pauschale Bemessung begünstigte natur- 
gemäß die mit niedrigeren Kosten arbeitenden 
Brennereien mit hoher Erzeugung. Die Neufas- 
sung des § 79 sieht wieder die Staffelung des 
Branntweinaufschlags nach der Höhe der erzeug- 
ten Weingeistmenge vor, versucht aber die 
Nachteile der ursprünglichen Regelung und das 
Wiederaufleben einer allzu großen Zahl von 
Branntweinaufschlagsätzen zu vermeiden. 

b) Für die Brennereien mit der niedrigsten Erzeu- 
gung, die Abfindungsbrennereien, Stoffbesitzer 
und Verschlußbrennereien mit einer Jahreser- 
zeugung bis vier Hektoliter Weingeist, ist ein 
besonders ermäßigter Branntweinaufschlag vor- 
gesehen, der — entsprechend der geltenden Re- 
gelung — nach der Art der verwendeten Roh- 
stoffe differenziert ist (§ 79 Abs. 2 Nr. 1), wobei 
die Besserstellung des Edelobstbranntweins ein 
Äquivalent dafür ist, daß dieser Branntwein 
nicht an die Bundesmonopolverwaltung abgelie- 
fert werden kann, sondern vom Hersteller selbst 
verwertet werden muß. 

c) Die in den letzten Jahren immer wieder laut ge- 
wordenen Forderungen der Abfindungsbrenner 
und Stoffbesitzer nach noch weitergehenden 
steuerlichen und monopolrechtlichen Vergünsti- 


gungen werfen die Frage auf, ob das Abfin- 
dungsbrennen in seiner jetzigen Form unter den 
heutigen Gegebenheiten für die Branntwein- 
wirtschaft im EWG-Raum noch der wirtschaft- 
lich richtige Weg zur kleinbäuerlichen Obstver- 
wertung ist. In der einzelnen Abfindungsbren- 
nerei werden mit oft recht unzulänglichen 
Geräten, deren Größe und deren technische Ein- 
richtung zudem aus Gründen der Steueraufsicht 
noch erheblichen Beschränkungen unterworfen 
sind (vgl. § 116 Abs. 2 der Brennereiordnung), 
verhältnismäßig geringe Mengen (im Durch- 
schnitt jährlich etwa 140 1 W) Branntwein her- 
gestellt. Die Vorteile einer Erzeugung wirt- 
schaftlich lohnender Mengen gehen verloren. 
Auf der anderen Seite nötigt das Abfindungs- 
brennen die Verwaltung zu einem nicht mehr 
vertretbaren Personalaufwand, da der Steuer- 
aufsichtsdienst Tausende von Kleinstbetrieben 
in einer auf wenige Monate zusammengedräng- 
ten Brennkampagne überwachen muß. Nach dem 
Ergebnis der Personalbedarfsberechnung ist der 
Personalaufwand bei Branntwein, der unter Ab- 
findung hergestellt ist, sechsunddreißigmal so 
hoch wie bei Branntwein, der unter Verschluß 
hergestellt wird. 

Es liegt daher der Versuch nahe, eine wirksame 
Hilfe für die Kleinbrenner nicht in immer weiter- 
gehenden Steuervergünstigungen, die einer Sub- 
vention gleichkommen und die unter dem Ge- 
sichtspunkt des EWG-Vertrags diskriminierend 
sein können, zu suchen, sondern die klein- 
bäuerliche Verarbeitung des Obstanfalls zu 
Branntwein durch strukturelle Änderungen auf 
eine wirtschaftlich gesunde Grundlage zu stel- 
len, Hier bietet sich die Bildung von Genossen- 
schaften zum Betrieb von Brennereien an, zu 
denen sich Abfindungsbrenner und Stoffbesitzer 
alter Art in überschaubaren Bezirken zusammen- 
schließen können. Ein solcher Zusammenschluß 
muß attraktiv sein. Es müssen den Brennereige- 
nossenschaften etwa die gleichen Vorteile zuge- 
gestanden werden, wie sie den Abfindungsbren- 
nern zustehen. Aus diesen Überlegungen 
sind in dem Entwurf in Nummer 5 (§ 69), Num- 
mer 7 (§ 72), Nummer 9 (§ 79) und Nummer 10 
(§ 79 a) Vergünstigungen für Obstgemeinschafts- 
brennereien (Nummer 1 ; § 37) aufgenommen 
worden, die den genossenschaftlichen Zusam- 
menschluß im Interesse einer besseren Wettbe- 
werbsfähigkeit und einer erhöhten Krisenfestig- 
keit der kleinbäuerlichen Branntweinherstellung 
anregen sollen. 

d) Anlaß für die Einfügung des § 103 a ist die seit 
Jahren zu beobachtende, ständig steigende Ver- 
wendung von aufgespriteten Weinen bei der 
Herstellung von Spirituosen. Damit sind Weine, 
weinhaltige und weinähnliche Getränke ge- 
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meint, deren aus der eigenen Gärung herrühren- 
der Weingeistgehalt durch Zusatz von Alkohol 
verstärkt worden ist. Der Anreiz zur Einfuhr 
(nach dem deutschen Weingesetz ist der Zusatz 
von Alkohol zum Wein verboten) und zur Ver- 
wendung solcher Weine lag darin, daß diese Er- 
zeugnisse bis in die jüngste Zeit zum Monopol- 
ausgleich (Branntweinsteuer bei der Einfuhr) 
nicht herangezogen worden sind. Die Verarbei- 
tung solcher Weine gewährt dem Verwender 
gegenüber den Spirituosenherstellern, die aus 
Qualitätsgründen und in Übereinstimmung mit 
der Verbrauchererwartung ausschließlich Brannt- 
wein, und zwar versteuerten Branntwein verar- 
beiten, erhebliche, durch nichts gerechtfertigte 
Wettbewerbsvorteile. So betrug z. B. bei der 
Herstellung von 100 Liter eines 32°/oigen Trink- 
branntweins, der, wie bekannt geworden war, 
zu 80 Teilen aus 22°/oigem Dessertwein bestand, 
die Ersparnis an Branntweinsteuer 80 X 22 = 
17,6 1WX10DM - 176 DM. 

Inzwischen hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
daß Wein nicht durch jeden Zusatz von Wein- 
geist zu einem dem Monopolausgleich unterwor- 
fenen Erzeugnis wird, daß diese Folge aber un- 
ter bestimmten Voraussetzungen eintreten kann, 
insbesondere dann, wenn der Alkoholzusatz 
nicht anzuerkennenden Zwecken dient, so daß 
der Zusatz als eine mißbräuchliche Anreicherung 
des Weins mit Weingeist anzusehen ist, die auf 
eine versteckte Alkoholeinfuhr hinausläuft. 

Damit wird in Zukunft der Anreiz zur Einfuhr 
und zur Verwendung aufgespriteter Weine in 
einer Anzahl bestimmter, bisher besonders ge- 
winnbringender Fälle nicht mehr gegeben sein. 
Immerhin wird es aber auch künftig „Dessert- 
weine" geben, die nach den Grundsätzen des 
BFH-Urteils nicht zum Monopolausgleich heran- 
gezogen werden können. Ihre Verarbeitung zu 
Spirituosen wird weiter wegen der noch be- 
trächtlichen Steuerersparnis und des dadurch ge- 
wonnenen Wettbewerbsvorsprungs interessant 
bleiben. 

Die Verarbeitung aufgespriteter Erzeugnisse isl 
auch dadurch möglich geworden, daß die Brannt- 
weinersatzsteuer, die wegen ihrer prohibitiven 
Hohe einer Verwendung solcher Branntweiner- 
satzstoffe bei der Trinkbranntweinherstellung 
entgegenstand, auf Grund eines Erlasses des frü- 
heren Reichsministers der Finanzen vom 7. Ja- 
nuar 1942 (Reichszollblatt S. 10) seit dem 15. Ja- 
nuar 1942 nicht mehr erhoben wird. Für ihre 
Wiedererhebung könnte nur ein formelles Ge- 
setz die rechtlichen Grundlagen schaffen. Gegen 
ihre Wiedereinführung spricht aber, daß diese 
Steuer nach den früheren Erfahrungen keine 
nennenswerten Erträge erbringt, die Steuer- 
pflichtigen aber mit erheblichen Buchführungs- 
pflichten und die Verwaltung mit kostspieligen 
Überwachungsaufgaben belastet, und zwar vor 
allem bei Trinkbranntweinherstellungsbetrieben, 
die gleichzeitig mit Wein handeln. 

Das Verwendungsverbot vermeidet diese Nach- 
teile, hat aber im Ergebnis die gleiche Prohibitiv- 


wirkung und schafft die Voraussetzungen, die 
zum Schutz des Aufkommens aus dem Brannt- 
weinmonopol und zur Wiederherstellung der 
gestörten Wettbewerbsbedingungen unerläßlich 
sind. 

* 

Länder und Gemeinden werden durch den Gesetz- 
entwurf mit zusätzlichen Kosten nicht belastet. Für 
den Bund wird durch die Neuregelung des § 79 ein 
laufender Einnahmeausfall von etwa 4 bis 5 Mil- 
lionen DM entstehen. Die Zahlung von Beihilfen 
nach § 117 des Entwurfs für die Stillegung von Bren- 
nereien wird aus Mitteln der Bundesmonopolver- 
waltung einmalig, verteilt über mehrere Jahre, 
einen Betrag von 5 bis 6 Millionen DM erfordern. 


B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Zu Nummer I § 37 

Obstgemeinschaftsbrennereien sollen einer wirt- 
schaftlich sinnvollen Verwertung selbstgewonnener 
Obststoffe dienen. Absatz 1 entspricht inhaltlich der 
geltenden Fassung, wobei jedoch, um den Rah- 
men der kleinbäuerlichen Obstverwertung nicht zu 
sprengen, die Erzeugungsmenge für jeden Teilneh- 
mer beschränkt werden mußte. 

Absatz 2 stellt sicher, daß die vorgesehene Erzeu- 
gungsbeschränkung (Absatz 1) nicht umgangen, und 
daß Branntwein anderweit (z. B. unter Abfindung) 
nicht gewonnen werden kann. 

Absätze 3 und 4 regeln die Rechtsfolgen, die sich er- 
geben, wenn Branntwein aus Stoffen hergestellt 
wird, die in einer Obstgemeinschaftsbrennerei nicht 
verarbeitet werden dürfen. Die Vorschrift über den 
Klassenwechsel ist erforderlich, weil nach § 27 in 
Obstbrennereien auch nicht selbstgewonnene Obst- 
stoffe verarbeitet werden dürfen, ohne daß dadurch 
die Brennereiklasse gewechselt wird. 

Zu Nummer 2 § 41 

Wegen der Mengenbeschränkung in § 37 Abs. 1 ist 
es erforderlich, der Obstgemeinschaftsbrennerei das 
Brennen im Abschnitt zuzugestehen. 

Zu Nummer 3 § 51 b 

a) Die Änderung berücksichtigt die jetzigen staats- 
rechtlichen Verhältnisse. 

b) Die Anfügung ergibt sich aus der durch Arti- 
kel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes geschaffenen 
Rechtslage und deckt sich wörtlich mit § 200 
Abs. 4 AO. 

Zu Nummer 4 § 51 c 

a) Die Änderung ergibt sich aus den jetzigen 
staatsrechtlichen Verhältnissen. 

b) bis e) Die Änderungen folgen dem § 200 a 

Abs. 1, 3, 4 und 8 AO. 
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Zu Nummer 5 § 69 

Aus den in Abschnitt A unter c letzter Absatz dar- 
gelegten Gründen werden die Obstgemeinschafts- 
brennereien bei der Berechnung der Betriebszu- 
schläge den Abfindungsbrennereien, Stoffbesitzern 
und Verschlußkleinbrennereien gleichgestellt. 


Zu Nummer 6 § 70 

Die Vorschrift ist durch die Änderung des § 69 über- 
holt. 


Zu Nummer 7 § 72 Abs. 3 

Vgl. die Begründung zu Nummer 5 (§ 69). 


Zu Nummer 8 § 73 a 

§ 73 a und die damit zusammenhängende Vorschrift 
des § 99 Abs. 2 (vgl. Nummer 11) sind durch Gesetz 
vom 18. Mai 1933 (RGBL I S. 273) eingefügt worden. 
Die letztgenannte Vorschrift ist durch Erlaß des 
Reichsministers der Finanzen vom 7. Mai 1943 
(Reichszollblatt S. 86) teilweise für die Dauer der 
Kriegswirtschaft außer Kraft und bisher nicht wieder 
in Kraft gesetzt worden. Andererseits haben die be- 
teiligten Obst- und Kleinbrennerverbände keine Ein- 
wendungen dagegen erhoben, daß während der 
Dauer der Nichtanwendung von § 99 A-bs. 2 Brannt- 
weinmonopolgesetz die Vorschrift des § 73 a Brannt- 
weinmonopolgesetz gleichfalls nicht angewendet 
wird. Da sich daraus Schwierigkeiten auf dem 
Branntweinmarkt nicht ergeben haben, sollen beide 
Vorschriften jetzt gestrichen werden (vgl. Num- 
mer 11). 


Zu Nummer 9 § 79 

Der Branntweinaufschlag soll so bemessen sein, daß 
der Hersteller von Branntwein, der nicht an die 
Bundesmonopolverwaltung abzuliefern ist, nicht bes- 
ser und nicht schlechter gestellt wird als der Trink- 
branntweinhersteller, der Sprit von der Bundesmo- 
nopolverwaltung bezieht. Dabei muß die Bemessung 
des Branntweinaufschlags an die Belastung des Mo- 
nopolsprits anknüpfen, die sich im regelmäßigen 
Verkaufpreis manifestiert. Davon werden im Grund- 
preis die für eine mittlere, gut geleitete Kartoffel- 
brennerei ermittelten Herstellungskosten (vgl. § 65) 
und außerdem die durchschnittlichen Kosten abge- 
setzt, die die Bundesmonopolverwaltung durch die 
Nichtübernahme des Branntweins erspart. Da dieser 
Durchschnittsbetrag jedoch im unmittelbaren Zusam- 
menhang mit der Betriebsabrechnung der Bundes- 
monopolverwaltung steht, ist vorgesehen, daß der 
Bundesminsiter der Finanzen die ihm erteilte Er- 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes- 
monopolverwaltung weiter übertragen kann. 


sitzern, Verschlußkleinbrennern und Obstgemein- 
i Schaftsbrennereien besondere Vorteile einräumen. 

j Die Staffelung des Absatz 3 ist jedoch nicht nur un- 
ter dem Gesichtspunkt einer — im einzelnen nicht 
exakt festgestellten und nur unter erheblichem Zeit- 
aufwand feststellbaren — Kostendegression zu beur- 
i teilen. Es hat hier vielmehr die Notwendigkeit im 
Vordergrund gestanden, den Branntweinaufschlag 
wegen der Diskriminierungsverbote im GATT-Ab- 
kommen und im EWG-Vertrag so zu bemessen, daß 
sich bei vergleichbaren Betriebsgrößen im Durch- 
schnitt eine Belastung ergibt, die der des eingeführ- 
ten Branntweins mit dem Monopolausgleich ent- 
spricht. 

Die erhöhte Belastung der gewerblichen Brennereien 
(Absatz 4) — mit Ausnahme der gewerblichen Ab- 
findungs- und Verschlußkleinbrennereien — ent- 
spricht dem Grundsatz, der im § 67 für den abliefe- 
rungspflichtigen Branntwein bei der Bemessung der 
Übernahmepreise zum Ausdruck kommt. 

In Absatz 5 ist der Branntweinaufschlag für den 
Uberbrand der Obstverschlußbrennereien wegen des 
Mißverhältnisses zwischen den Brennrechten dieser 
Brennereien und ihrer tatsächlichen Erzeugung, das 
auf § 33 Abs. 2 zurückgeht, abweichend von dem 
Grundsatz des Absatzes 6 geregelt. 

i Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 79 Abs. 2 mit 
| der Abweichung, daß für den überbrand der Obst- 
; Verschlußbrennereien die in Absatz 5 enthaltene 
| Sonderregelung gilt. 

, Absatz 7 enthält Abrundungsbestimmungen für die 
| Aufschlagsätze, die sieh aus den Absätzen 2 bis 5 
! ergeben. 

| 

: Absatz 8 

. 

! Die durchschnittliche Belastung des inländischen 
j Obstbranntweins kann bei der Erzeugung außerhalb 
| des Brennrechts, das wegen der Höchstgrenze in § 33 
i Abs. 2 häufig recht niedrig ist, über der Belastung 
' des eingeführten Branntweins liegen. Absatz 8 stellt 
: im Interesse der Wettbewerbsgleichheit sicher, daß 
[ in solchen Fällen die durchschnittliche Belastung auf 
die Höhe des Monopolausgleichs zurückgeführt wird. 

Zu Nummer 10 § 79 a 

Vgl. die Begründung zu Nummer 5 (§ 69). 

Zu Nummer 11 § 99 

I a) Die Änderung berücksichtigt die jetzigen staats- 
! rechtlichen Verhältnisse. 

| b) Vgl. die Begründung zu Nummer 8 (§ 73 a). 

| Zu Nummer 12 § 103 a 


Die Staffelung des Branntweinaufschlags in den Ab- 
sätzen 2 und 3 soll die Betriebsverhältnisse der Bren- 
nereien, insbesondere die Größe, die Höhe ihrer Er- 
zeugung und die damit veränderte Kostenlage be- 
rücksichtigen und den Abfindungsbrennern, Stoffbe- 


Absatz 1 

Vgl. die Begründung unter Abschnitt A d. 

Nach § 16 des Weingesetzes und seiner Ausfüh- 
rungsverordnung ist der Zusatz von Wein in gewis- 
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sem Umfang bei der Herstellung von Weinbrand 
und Weinbrand verschnitt zugelassen. 

Absatz 2 

Durch die Ermächtigung für den Bundesminister der 
Finanzen, in den genannten Grenzen Ausnahmen 
von dem Verwendungsverbot zuzulassen, soll dem 
berechtigten Anliegen des Spirituosengewerbes 
Rechnung getragen werden, kleine Mengen aufge- 
spriteter Weine und dgl. zur Geschmacksabrundung 
der Fertigerzeugnisse verwenden zu dürfen. 

Zu Nummer 13 § 117 

Die Vorschrift hat den Zweck, den Besitzern von 
Kleinbrennereien den Beitritt zu Obstgemeinschafts- 
brennereien finanziell zu erleichtern. Daneben sollen 
die Besitzer, die einen solchen Beitritt nicht wün- 
schen, oder keine Gelegenheit dazu haben, eine ein- 
malige Beihilfe erhalten, wenn sie ihre Klein- 
brennerei aufgeben. Die Entfernung der Brenngeräte 
vor Auszahlung der Beihilfe ist erforderlich, um die 
Zollverwaltung von der dauernden Überwachung der 
Brenngeräte zu befreien. Absatz 2 soll die Ent- 
stehung neuer Brennereien an Stelle solcher Bren- 
nereien verhindern, für die bei ihrer Stillegung eine 
Beihilfe gezahlt worden ist. 

Zu Nummer 14 § 121 

a) Die Änderung hat redaktionelle Gründe. 

b) Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
6. November 1958 4 StR 126/58 (veröffentlicht in 
NJW 1959 S. 206) ist eine Bestrafung wegen 
Hinterziehung der Branntweinsteuer nach der 
geltenden Fassung des § 121 Nr. 2 des Brannt- 
weinmonopolgesetzes nicht möglich. 

Die Änderung soll diese Gesetzeslücke schließen. 


Zu Nummer 15 § 123 

Die Bestimmung ist rechtsstaatlichen Erfordernissen 
und der neuen Fassung des § 414 AO angepaßt wor- 
den. 

Zu Nummer 16 § 124 Abs. 3 

Die Änderung ist bedingt durch die Neufassung des 
§ 123. 

Zu Nummer 17 § 129 Abs. 1 

Durch das Gesetz zur Änderung des Lebensmittel- 
gesetzes vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 950) ist der Hinweis in § 129 Abs. 1 auf die 
Fassung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17) 
überholt. Die Streichung bewirkt, daß das Lebens- 
mittelgesetz künftig in seiner jeweils geltenden Fas- 
sung anzuwenden ist. 


Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. Sie 
trägt dabei der Organisationsform der Berliner 
Monopolverwaltung Rechnung. 


Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten und sieht vom 
Beginn des laufenden Betriebsjahres ab die rück- 
wirkende Anwendung des ermäßigten Branntwein- 
aufschlags für Abfindungsbrennereien, Stoffbesitzer, 
Verschlußkleinbrennereien und Obstgemeinschafts- 
brennereien vor, 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In Artikel 1 Nr. 9 ist § 79 Abs. 2 Nr. 1 wie folgt 
zu fassen: 

„1. für Branntwein, der in einer Abfindungs- 
brennerei oder von einem Stoffbesitzer in- 
nerhalb einer monopolbegünstigten Erzeu- 
gungsgrenze oder in einer Verschlußklein- 
brennerei (§ 34) mit einer Jahreserzeugung 
bis zu 4 Hektoliter Weingeist hergestellt 
ist oder in einer Obstgemeinschaftsbrenne- 
rei als innerhalb des Brennrechts hergestellt 
gilt, um den Betrag des Zuschlags nach § 69 
und, soweit er aus Steinobst, Beeren und En- 
zianwurzeln hergestellt ist, um weitere 135 
Deutsche Mark je Hektoliter Weingeist;' 1 . 


2. In Artikel 1 ist folgende Nr. 13 a einzufügen: 

,13 a. Hinter § 118 wird folgender § 118 a ein- 
gefügt: 

„§ 118a 

Aus Monopolmitteln ist Besitzern von 
Verschlußkleinbrennereien mit einer Jah- 
reserzeugung bis zu 4 Hektoliter Wein- 
geist, von Abfindungsbrennereien, von 
Stoffbesitzern und von Obstgemeinschafts- 
brennereien, deren Branntwein als inner- 
halb des Brennrechts hergestellt gilt, für 
Branntwein, den sie aus Steinobst, Beeren 
oder Enzianwurzeln hergestellt haben, e'n 
Betrag von 100 Deutsche Mark je Hek- 
toliter Weingeist bei der Entrichtung des 
Branntweinaufschlags zu vergüten." ’ 

Begründung zu Nr. 1 und 2 

Gegen die dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über des Branntweinmonopol zu- 
grunde liegende Absicht, die Konzentration der 
Obstbrennereien zu fördern, bestehen grundsätz- 
lich keine Einwendungen. 

Daneben sollen jedoch die Voraussetzungen für das 
Weiterbestehen von Kleinbrennereien erhalten blei- 
ben. Für die Inhaber von Brennereien soll die Mög- 
lichkeit gegeben sein, sich ohne wirtschaftlichen 
Druck zu entscheiden, ob sie ihre Brennereien fort- 
führen oder sich einer Genossenschaft anschließen 
wollen. Auch die Kleinbrennereien erfüllen eine für 
die Landwirtschaft bedeutsame volkswirtschaftliche 
Aufgabe. Sie tragen wesentlich dazu bei, daß das 
heimische Wirtschaftsobst, insbesondere in Zeiten 
eines erhöhten Obstanfalles, verwertet werden 
kann. Der Antrag dient der wirtschaftlichen Sicher- 
stellung dieser Brennereibetriebe und stellt insoweit 
den durch Kriegsmaßnahmen beseitigten früheren 
Rechtszustand wieder her. 


3. In Artikel 1 ist folgende Nr. 18 einzufügen: 

,18. Hinter § 182 wird folgender § 183 eingefügt: 
ff § 183 

Sondervorschrift für Berlin 

Im Land Berlin treten an die Stelle der 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
und des Bundesmonopolamts für Brannt- 
wein die Monopolverwaltung für Brannt- 
wein beim Landesfinanzamt Berlin und das 
Monopolamt für Branntwein beim Landes- 
finanzamt Berlin." ' 

4. In Artikel 2 Satz 1 sind die Worte „mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der Bundesmonopolver- 
waltung die Monopolverwaltung für Branntwein 
beim Landesfinanzamt Berlin und an die Stelle 
des Bundesmonopolamts das Monopolamt beim 
Landesfinanzamt Berlin treten" zu streichen. 

Begründung zu Nr. 3 und 4 

Die normative Festlegung der abweichenden 
Behördenbezeichnungen im Land Berlin ist zwar 
erforderlich, doch ist es aus folgenden Gründen 
nachteilig, sie in der Berlin-Klausel vorzunehmen: 

1. Um für die Übernahme des Gesetzes durch 
Berlin den Charakter eines Formalakts zu 
wahren, sollte die Berlin-Klausel in ihrer 
standardisierten Form frei von zusätzlichen 
Bestimmungen gehalten werden. Zusätzliche 
Bestimmungen für Berlin gehören in eine be- 
sondere Vorschrift des Gesetzes. 

2. Das vorliegende Änderungsgesetz könnte 
nach Vollzug — d. h. nach der Änderung des 
Branntweinmonopolgesetzes — bei der näch- 
sten Rechtsbereinigung als gegenstandslos 
geworden beseitigt werden. Die Festlegung 
der abweichenden Behördenbezeichnungen 
für Berlin in Artikel 2 würde zur Folge haben, 
daß dieser Artikel nicht gegenstandslos wird, 
sondern erhalten bleiben muß. 

3. Bei jeder weiteren Änderung des Branntwein- 
monopolgesetzes müßte die Berlin-Klausel 
den gleichen Zusatz erhalten. 

4. Der Rechtsuchende fände im Branntweinmo- 
nopolgesetz selbst keinen Hinweis auf die für 
Berlin zuständigen Behörden. 

Aus diesem Grunde empfiehlt es sich, die ab- 
weichenden Behordenbezeichnungen im Land 
Berlin direkt in das Branntweinmonopolgesetz 
einzufügen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. und 2. 

Der Regierungsentwurf baut bereits auf den Grund- 
sätzen auf, die zur Begründung des Änderungs- 
vorschlags für Weiterbestehen, Bedeutung und wirt- 
schaftliche Sicherstellung der Kleinbrennereien (Ab- 
findungsbrenner und Stoffbesitzer) angeführt wer- 
den. Er geht bei der Bemessung des Branntwein- 
aufschlags davon aus, daß den besonderen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen dieser Brennereien und 
ihrer niedrigen Erzeugung auch die niedrigste 
steuerliche Belastung entsprechen soll. 

Dementsprechend ist für Kleinbrenner eine Vermin- 
derung des regelmäßigen Branntweinaufschlags 
nach § 79 Abs. 1 (z. Z. 1064 DM/hl) um 139 DM auf 
925 DM/hl bzw. für Edelobstbranntwein um 164 DM 
auf 900 DM/hl vorgesehen. 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates unter- 
scheiden sich von dem Regierungsentwurf nur im 
Ausmaß der steuerlichen Besserstellung. Soweit die 
Verminderung des Branntweinaufschlags „um den 
Betrag des Zuschlags nach § 69", mit anderen 
Worten also seine Verminderung um den Brannt- 
weingrundpreis (z. Z. 173 DM), gefordert wird, liegt 
die steuerliche Entlastung nur um 9 DM/hl über dem 
niedrigsten Satz des Regierungsentwurfs. 

Der entscheidende Unterschied liegt in der vorge- 
schlagenen Besserstellung des Edelobstbranntweins 
um weitere 135 DM/hl. 

Die steuerliche Bevorzugung gerade der hochwer- 
tigen Edelobstbranntweine ist allein unter dem 
Gesichtspunkt zu rechtfertigen, daß dieser Brannt- 
wein nicht an die Bundesmonopolverwaltung abge- 
liefert werden kann, sondern vom Hersteller selbst 
verwertet werden muß. Der Regierungsentwurf sieht 
im Einklang mit der geltenden Regelung eine Bes- 


serstellung um 25 DM/hl vor, die als Ausgleich 
durchaus angemessen erscheint. Eine Erhöhung 
dieses Betrages auf 135 DM, zu der dann noch die 
in Nr. 2 des Änderungsvorschlages vorgesehene 
Vergütung von 100 DM/hl kommen soll, geht weit 
über das vertretbare Maß und weit über den not- 
wendigen Ausgleich hinaus. Nach dem Änderungs- 
vorschlag wäre der Edelobstbranntwein mit 
656 DM/hl belastet, läge also um 408 DM/hl 
( — 38,4 °/o) unter dem regelmäßigen Branntwein- 
aufschlagsatz von 1064 DM. Das müßte zu schweren 
Störungen auf dem Branntweinmarkt führen, da die 
Obstverschlußbrennereien, die nahezu ausschließlich 
Edelobstbranntwein herstellen, einem Wettbewerbs- 
vorsprung der Kleinbrenner (der Obstgemeinschafts- 
brennereien) ausgesetzt wären, der sie schwer schä- 
digen, wenn nicht gar zum Erliegen bringen müßte. 

Im übrigen wäre die in Nr. 2 der Änderungsvor- 
schläge vorgesehene Vergütung mit den Grund- 
sätzen des Artikels 92 des EWG-Vertrags über 
staatliche Beihilfen kaum zu vereinbaren und würde 
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem Verfahren 
nach Artikel 93 Abs. 3 Satz 2 des EWG-Vertrags 
führen. 

Die Bundesregierung widerspricht daher den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates Nr. 1 und 2. 

Zu 3. und 4. 

Die Bundesregierung erhebt gegen diese Vorschläge 
keine Einwendungen. 

Da die Behördenbezeichnungen, die vor dem Jahre 
1945 gegolten haben, erst in wenigen Vorschriften 
des Branntweinmonopolgesetzes geändert werden 
konnten, werden die sich aus der Änderung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse ergebenden Fragen 
allerdings nur zum Teil gelöst. 
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